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Arbeitsrecht
PLUS | PREMIUM | OPTIMUM | INTERNATIONAL

Arbeitsrecht PLUS
U. a. mit NZA, Erfurter Kommentar zum Arbeitsrecht und BeckOK Arbeitsrecht von 
Rolfs/Giesen/Kreikebohm/Udsching inkl. Rechtsprechung, Gesetze und Formulare.

 schon ab € 70,–/Monat*

Arbeitsrecht PREMIUM
Das Aufbaumodul bietet weitere renommierte Werke wie z. B. Schaub, Arbeitsrechts-
Handbuch, BeckOK Sozialrecht von Rolfs/Giesen/Meßling/Udsching und Münchener 
Handbuch zum Arbeitsrecht – Individualarbeitsrecht und Kollektives Arbeitsrecht – in 4 Bänden.  

 schon ab € 150,–/Monat*

Arbeitsrecht OPTIMUM
Für alle, die das Optimum wollen: Mit Maschmann/Sieg/Göpfert, Vertrags gestaltung im 
Arbeitsrecht und Linck/Krause/Bayreuther, Kündigungsschutzgesetz u.a.m.

€ 260,–/Monat*

Arbeitsrecht INTERNATIONAL
Mit dem Kommentar zum europäischen Arbeitsrecht von Franzen/Gallner/Oetker u.v.m. 

 Nur in Kombination mit Arbeitsrecht PLUS | PREMIUM | OPTIMUM – € 64,–/Monat*
* Preise für bis zu 3 Nutzer, zzgl. MwSt., 6-Monats-Abo

JETZT 
4 Wochen 
kostenlos 
testen
beck-shop.de/13974

 

NZA Editorial Heft 16/2022
 

Massenverfahren im Arbeitsrecht – Brauchen wir eine Verbandsklage? 

Durch Massenverfahren hat die Belastung der deutschen Justiz in den vergangenen 
Jahren erheblich zugenommen. Ausgangspunkt hierfür war die Flut an Klagen vor den 
Zivilgerichten im Zusammenhang mit dem sog. Dieselskandal. Auch auf Grundlage 
dieser Erfahrungen werden seit einiger Zeit vor allem justizintern Lösungsvorschläge 
für eine bessere Bewältigung von Massenverfahren erörtert. Während sich 
diese Diskussionen bisher primär mit Reformen des Zivilprozessrechts be-
fassen, hat die Justizministerkonferenz der Länder auf ihrer Herbsttagung 
am 11. und 12.11.2021 beschlossen, eine Arbeitsgruppe einzurichten, die 
etwaige Vorschläge zur Reform des Arbeitsprozessrechts ergebnisoffen  
prüfen soll (Beschluss abrufbar unter https://www.justiz.nrw/JM/jumiko/ 
beschluesse/2021/Herbstkonferenz_2021/TOP-I_-4---Massenverfahren-
Arbeitsrecht.pdf). Ist das Arbeitsverfahrensrecht aber ohne Reformen tat-
sächlich nicht in der Lage, Sammelklagen prozessökonomisch abzuwickeln? 
Bedarf es hierfür gar der Einführung einer Verbandsklage? 

Fakt ist, dass es auch im Arbeitsrecht das Phänomen der Massenklagen gibt, etwa  
die Klagen tausender ehemaliger IBM-Mitarbeiter/innen wegen ihrer Betriebsrenten-
anpassung (PM vom 20.7.2011, abrufbar unter https://landesarbeitsgericht-baden-
wuerttemberg.justiz-bw.de/pb/,Lde/2355224/?LISTPAGE=2355174, s. auch Diller 
1105 in diesem Heft) oder die Verfahren zur unterschiedlichen Höhe der Nachtzu-
schläge in der Getränke-und Süßwarenindustrie (BAG 9.12.2020 – 10 AZR 332/29 
(A), NZA 2021, 1121, s. dazu aktuell EuGH 7.7.2022 – C-257/21, NZA 2022, 971 
und Creutzfeldt NZA 2022, 1032). Hierdurch werden erhebliche gerichtliche Res- 
sourcen gebunden, zumal alle individuell betroffenen Klageparteien ihre Rechte in  
separaten Verfahren geltend machen müssen. Zwar existieren bereits prozessuale In-
strumente zur Geltendmachung von Ansprüchen einer Vielzahl gleichartig Betroffener. 
Allerdings ist die Musterfeststellungsklage gem. §§ 606 ff. ZPO im Arbeitsprozessrecht 
gem. § 46 II 2 ArbGG unanwendbar, gleiches gilt für Klagen nach dem Unterlassungs-
klagegesetz (vgl. § 15 UKlaG). Die Frage, wie Massenverfahren im Arbeitsrecht effizi-
enter gestaltet werden können, ist – wie so häufig im deutschen Arbeitsrecht – hoch 
politisch. So fordern Gewerkschaften unter Verweis auf ein „strukturelles Rechts-
durchsetzungsdefizit“ im Arbeitsrecht schon seit längerem die Einführung einer Ver-
bandsklage, die im Beschlussverfahren mit Amtsermittlungsgrundsatz entschieden 
werden soll (Kocher, Gesetzentwurf für eine Verbandsklage im Arbeitsrecht, abrufbar 
unter https://www.boeckler.de/pdf/p_edition_hbs_72.pdf). Arbeitgeberverbände dürf-
ten der Einführung einer Sammelklage dagegen kritisch gegenüberstehen.  

Wie auch immer man zur Behandlung von Massenklagen und Reformen im Arbeits-
prozessrecht steht: Die Zeit ist reif für fachliche Diskussionen, zumal die europäische 
Verbandsklagerichtlinie (RL (EU) 2020/1828) bis Ende des Jahres 2022 ohnehin in 
deutsches Recht umgesetzt werden muss. Zwar sieht diese keine umfassende Regelung 
von Streitigkeiten zwischen Arbeitnehmern und Arbeitgebern vor. Den Mitgliedstaaten 
bleibt es aber unbenommen, die Regelungen der Richtlinie auf weitere Rechtsvor-
schriften zu erstrecken. Und auch der aktuelle Koalitionsvertrag der Ampelkoalition 
sieht vor, den kollektiven Rechtsschutz weiter auszubauen (vgl. S. 106). 

Die Reise hat also erst begonnen – Endziel unbekannt. 

Richter am Arbeitsgericht Sönke Oltmanns, Neumünster 


